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1. Gründe für die veränderte
Situation

Die Gründe für die veränderte Partizi-
pationssituation in den Hochschulen
liegen auf der Hand: Die Gremien ent-
scheiden nicht mehr über die wesentli-
chen Agenden der Hochschulpolitik,
nämlich die Struktur- und Entwick-
lungsplanung sowie über die Mittelver-
teilung. Die für die Entwicklung der
Hochschulen wesentlichen Zielverein-
barungen zwischen Ministerium und
Hochschulleitung einerseits, zwischen
Präsidien und Dekanaten andererseits
sind gleichfalls kein Vetomacht verlei-
hender Mitbestimmungsgegenstand der
Gremien. Die Attraktivität der Mitar-
beit in den Gremien hat an Bedeutung
verloren.

2. Die Folgen der Gesetzes -
reformen

Durch die Reform der Landeshoch-
schulgesetze sind die exekutiven Stäbe
der Hochschule, Präsidium und Deka-
nate, nachhaltig in ihren Kompetenzen
gestärkt worden. Die Hochschulgesetze
haben mit der Einführung des Neuen
Steuerungsmodells als einem neuen
Führungskonzept für die Hochschulen

die Ministerialstäbe, Präsidien und De-
kanate in einer Linie mit der Aushand-
lung der wesentlichen hochschulpoliti-
schen Agenden miteinander verbunden.
Diese Säule steht neben dem tenden-
ziell auf akademische Angelegenheiten

reduzierten Gremienbetrieb, dem im
Wesentlichen nur noch die auf das aka-
demische Geschehen bezogenen opera-
tiven Befugnisse zukommen. Die Hoch-
schulgesetze haben damit zwei ungleich
stark ausgeprägte Säulen hochschulpo-
litischen Entscheidens nebeneinander
gestellt. Deren Legitimationsbeziehun-
gen sind auch nur lose miteinander ver-
bunden. Nur wo Senate über die For-
schungsschwerpunkte der Hochschulen
entscheiden, gibt es eine Überschnei-
dung zur Entwicklungsplanungskompe-
tenz der Präsidien.

3. Abkehr von der Legitimation
durch Verfahren

Mit Einführung des Neuen Steuerungs-
modells und der Stärkung der exekuti-
ven Stäbe ist eine Abkehr vom Konzept
der Gremienuniversität, die Legitimati-
on durch Verfahren (Luhmann) be-
scherte, verbunden: Mit diesem war –
neben der Repräsentanz durch Vertre-
tung der Hochschulgruppen (Deputier-

te) – die Erwartung und Erfahrung ver-
bunden, dass von Gremien entschiede-
ne Agenden – unabhängig von ihren
qualitativen Ergebnissen – legitimiert
und anzuerkennen waren; Widerstände
und Proteste nach Abschluss von Ent-
scheidungen waren damit marginali-
siert.

Entscheidungen der exekutiven Stä-
be können demgegenüber für sich das
Paradigma „Legitimation durch Verfah-
ren“ nicht in Anspruch nehmen. Im Zu-
ge des Neuen Steuerungsmodells ist die

Begründung für die Stär-
kung der Leitungsebene ge-
rade in der Abkehr dieser
sogenannten Input-Steue-
rung zu Gunsten einer Out-
put-Orientierung erfolgt.
Legitimation gilt es danach
durch die Qualität der Er-

gebnisse zu erlangen. Auf eine formali-
sierte Prozedur und das Zustandekom-
men der Ergebnisse kommt es zu deren
Legitimation insoweit gerade nicht an.

Mit diesem Befund ist die neue ge-
genwärtige Herausforderungslage für
Partizipation an Hochschulen bezeich-
net. Darauf müssen die Leitungsebenen,
Präsidium und Dekanate, reagieren.
Der Grund liegt vor allem darin, dass
sich mit der Verkündung wesentlicher
Entscheidungen noch nicht die sich da-
raus ergebenden Konsequenzen greifen
lassen. Auf die Erfahrung mit guten
oder auch weniger guten Ergebnissen
lassen sich noch keine Überzeugungen
gründen. Die zeitliche Differenz von
Entscheidung und Ergebnisproduktion
schafft einen Hiat. Es ist deshalb Aufga-
be der Leitungsebenen, die mit Ent-
scheidungen verbundenen Prognosen
zu plausibilisieren, nachvollziehbar zu
machen und hierfür Vertrauen zu ge-
winnen. Dieser Vertrauensbildungspro-
zess, der Akzeptanz als Bedingung einer
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gelingenden Umsetzung von Entschei-
dungen zu beschaffen vermag, bedarf
der Partizipation in der Hochschule.

4. Zuwenig Sachkompetenz
der Leitung?

Die Leitungsstäbe sind prinzipiell dem
Verdacht ausgesetzt, zu wenig fachliche
Expertise aufzuweisen. Dies gilt insbe-
sondere für die Präsidien, deren fachli-
che Nähe ihrer Mitglieder zu den viel-
fältigen Disziplinen der
Hochschulen als eher ge-
ring eingeschätzt wird. Die
Präsidien haben jedoch den
Vorteil, dass sie nicht als
Lobbyisten einzelner Dis-
ziplinen wahrgenommen
werden. Dies gilt insbesondere für die
hauptamtlichen Mitglieder des Präsidi-
ums, inzwischen aber auch zunehmend
für die ehrenamtlichen Mitglieder. Auf
der Ebene der Dekanate wird zwar die
fachliche Nähe zu den zu treffenden
Entscheidungen als höher eingeschätzt,
dafür unterliegen die Mitglieder des De-
kanats aber eher dem Verdacht, Vertre-
ter auch eigener Interessen zu sein.

5. Die Nutzung von Sach -
kompetenz

Die Leitungsstäbe stehen deshalb vor
der Aufgabe, ihre Entscheidungen so
sachhaltig wie möglich auszugestalten.
Das Präsidium kann sich hierfür insbe-
sondere der Zentralverwaltung und de-
ren Expertenwissen bedienen. Den De-
kanaten steht in gleicher Weise ein eige-
ner Expertenstab nicht zur Verfügung,
sie können aber gleichfalls über den

Sachverstand der Zentralverwaltung für
ihre Arbeit verfügen.

Eine neue Situation ist allerdings
dahingehend eingetreten, dass der in
der Universität bei den Mitgliedern vor-
handene Sachverstand nicht nach for-
malisierten Regeln für die Entschei-
dungsprozesse der Leitungsinstanzen
geltend gemacht wird. Es muss im Inte-
resse der Leitungsinstanzen liegen, den

in einer Universität reichlich vorhande-
nen Sachverstand für ihre Entschei-
dungsagenden zu mobilisieren und zur
Geltung  zu bringen. Es gilt, die hierfür
bestehenden Chancen zur Gewinnung
von Sachverstand der Hochschulen zu
nutzen.

Zwar vermochte die Gremienuni-
versität Experten und Sachverständige
bereitzustellen. Sie überformte dies aber
dadurch eher hochschulpolitisch, dass

die Gremien aus Gruppen-
und Fraktionsvertretungen
gebildet wurden. Darüber hi-
naus zeigten herausragende
Experten zu wenig Bereit-
schaft an einer Mitarbeit in
Gremien aus den unter-

schiedlichsten Gründen. Nunmehr be-
steht die Chance, beweglichere und zu-
gleich effizientere Formen der Partizi-
pation informaler Art zu entwickeln.
Ein Dilemma der Gremienuniversität
war, dass Sachaspekte in den Gremien
teilweise zu stark unter dem Kompro-
missdruck der hochschulpolitischen
Gruppen gerieten. Deshalb konnten
notwendige Entwicklungen zu wenig

»In der Gremienuniversität griffen
politisch motivierte Güterabwägungen,
noch bevor notwendige Sachen geklärt
waren.«
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kraftvoll vorangetrieben werden, weil
das Prinzip des kleinsten gemeinsamen
Nenners und der akademischen Rück-
sichtnahme zu sehr die Oberhand ge-
wonnen hatten. Aus einer Verfahrens-
perspektive könnte man sa-
gen, politisch motivierte
Güterabwägungen griffen,
noch bevor notwendige Sa-
chen geklärt waren. Die
Universitätsgremien sind,
aus einer organisationsso-
ziologischen Perspektive betrachtet,
moralisch aufgrund ihrer Zusammen-
setzung und der Agenden der Entschei-
dung überfordert gewesen. Gleichheits-
denken, akademische Rücksichtnahme
und Anciennitätsprinzip können als
Ausdruck der Überforderungslage be-
griffen werden. Bei Organisationsent-
scheidungen ist nämlich grundsätzlich
folgendes zu beachten: Sie müssen so
gestaltet sein, dass von den beteiligten
Personen keine überdurchschnittlichen
moralischen Anstrengungen zu leisten
sind, damit eine durchschnittliche Auf-
gabenerfüllung zu erwarten ist (Ernst-
Wolfgang Böckenförde). Diesen Erfah-
rungen ist letztlich zu verdanken, dass
die Landesgesetzgeber die weitreichen-
de Zurückdrängung der Gremienbefug-
nisse zu Gunsten der Stärkung der Lei-
tungsebenen mit Einführung des Neuen
Steuerungsmodells beschlossen.

Für die Studierenden bestand in der
Gremienuniversität im Übrigen ein be-
sonderes Dilemma: Sie fanden sich in
einer Art Demokratie-Falle wieder!
Strukturell in der Minderheit wurden
die Studierenden als Gruppe meist
überstimmt. Als demokratische Minder-
heit hatten sich die Studierenden in ihr
Schicksal zu fügen und Mehrheitsent-
scheidungen hinzunehmen. Dass hier-
bei berechtigte Interessen der Studie-
renden vor allem im Bereich von Studi-
um und Lehre nicht den Rang bei Ent-
scheidungen erhalten haben, den sie
verdienten, dürfte als Defizit der Gre-
mienuniversität zu verbuchen sein.

6. Organisationskultur
Die Aufgabe, neue Formen informaler
Partizipation zu entwickeln, konnte
nicht dadurch gelöst werden, dass man
ehemalige Organisationsformen der
Gruppenuniversität gewissermaßen als
informalen Unterbau der neuen Lei-
tungsstruktur angliederte. Damit wäre
die Gefahr verbunden gewesen, den al-
ten Wein der Gruppenuniversität in den
neuen Schlauch des Neuen Steuerungs-
modells zu füllen. Die Leitungsstäbe

hätten sich so auch der Anstrengung,
nach geeigneten Experten für die Vor-
bereitung von Entscheidungen zu su-
chen, entziehen können, so dass die
Mechanismen der hochschulpolitischen

Gruppenuniversität weiter wirksam ge-
blieben wären.

Mit Partizipation soll etwas herge-
stellt werden, was man in der Organisa-
tionslehre „Organisationskultur“ nennt. 

Warum spielt für Unternehmen
„Kultur“ eine so wichtige Rolle? Sie ist,
so Dirk Baecker, eine der wichtigsten
Möglichkeiten, auf die das Unterneh-
men zurückgreifen kann, um neue Ver-
fahren der Produktentwicklung, Pro-
duktionssteuerung, Informationsverar-
beitung und Selbstbeobachtung zu er-
proben, ohne gleich die hierarchischen
Strukturen, auf die es nach wie vor an-
gewiesen ist, über Bord zu werfen.

7. Bruch mit dem Gleichheits-
postulat

Gegenwärtig sind es zwei zentrale
Wandlungsprozesse, die die deutsche
Hochschullandschaft prägen: Über den
Exzellenzwettbewerb wird eine Diffe-
renzierung auf der Ebene der For-
schung sowohl extern zwischen den
Hochschulen als auch intern innerhalb
der Hochschulen (Differenzierung des
wissenschaftlichen Personals) vorange-
trieben. Der Bereich der Lehre wird so-
wohl durch den Bologna-Prozess wie

auch dort, wo Studienbeiträge erhoben
werden, gleichfalls zu einer externen
Differenzierung zwischen den Hoch-
schulen in Richtung Eliten- vs. Breiten-
ausbildung getrieben, wie auch intern
der Stellenwert von Studiengängen in-
nerhalb einer Hochschule sich differen-
zieren wird. Damit wird mit dem
Gleichheitspostulat, wie es bisher die
deutsche Hochschullandschaft geprägt
hat, gebrochen. An seiner Stelle kündigt
sich eine funktionale Differenzierung
an. Die Hochschulen müssen in einem
wettbewerblich verfassten Hochschul-
system jeweils ihre Funktion und Rolle

neu bestimmen. Sie stehen, wie auch
der Wissenschaftsrat prognostiziert, vor
mehr oder weniger großen Wandlungs-
prozessen. 

Das Problem besteht nun darin, dass
der interne Differenzierungsprozess
partiell als Prozess des Verlierens wahr-
genommen wird: Abwertung von Wis-
senschaftlern, Abwertung bestimmter
Studierenderkreise bzw. von Studien-
gängen. Die Aufgabe besteht darin, den
Differenzierungsprozess funktional zu
begründen und auf den Gesamterfolg
der Korporation hin auszurichten. In
dem jeder seine, ggf. auch neue Rolle
spielt, trägt er zur Existenzsicherung
und Erfolgsentwicklung der Korporati-
on Hochschule bei. Ein solch funktio-
nal differenziertes Verständnis der
Hochschulaufgaben existiert gegenwär-
tig nicht. Dieses wäre durchaus im Ein-
klang mit dem Humboldt’schen Ver-
ständnis von der Einheit von Lehre und
Forschung weiterzuentwickeln. Allen
Lehrenden sollte stets die Gelegenheit
gegeben werden, auch Forschungs- und
Entwicklungsaufgaben zu erfüllen. Nur
dadurch wäre zu gewährleisten, dass al-
le Lehrenden dem Leitbild einer Wis-
senschaftsorganisation verpflichtet wä-
ren, sich auf Neugierkurs zu begeben
und Innovationen zu suchen. Außer-
dem würde dies internen Statusfixierun-
gen entgegenwirken, indem die Lehren-
den entsprechend ihrer wissenschaftli-
chen Entwicklung gefördert werden
können.

8. Differenzierungen
Funktionale Differenzierungen finden
zunehmend in den Entwicklungsplänen
der Universitäten ihren Ausdruck. Sie

enthalten Priorisierungen, die
belegen, dass nicht alle Fä-
cher und Disziplinen im Inte-
resse des korporativen Ge-
samterfolges der Universität
einen gleichen Rang bean-

spruchen dürfen. Die Entwicklungsplä-
ne der Universitäten wurden in den ver-
gangenen Jahren im Zuge der Exzel-
lenzinitiative sowie von strategisch ori-
entierten Landesförderprogrammen
und anderen Schwerpunktprogrammen
des Bundes angetrieben fachlich weiter-
entwickelt und geschärft. Durch den
Zwang beispielsweise, führende Wis-
senschaftler namentlich zu benennen –
ein sichtbar mit der Gleichheitsfiktion
brechendes Verfahren und völliges No-
vum deutscher Hochschulgeschichte –
gewann der Priorisierungsprozess erst-
malig namentliche Gestalt. Dies verän-
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»Die Studierenden fanden sich
in der Gremienuniversität in
einer ›Demo kratiefalle‹.«

»Der interne Differenzierungs -
prozess wird als Prozess des
Verlierens wahr genommen.«



dert das Ansehen von Personen und
führt notwendig zu Reaktionen inner-
halb der Gruppe der Wissenschaftler.
Die Exzellenzinitiative hat damit den
Prozess der Differenzierung beschleu-
nigt und in einer neuen Qualität erleb-
und fühlbar gemacht.

Der Prozess der Entwick-
lungsplanung im Kontext der
zahlreichen Schwerpunktför-
der-programme ist notwendi-
gerweise als ein Top-Down-Pro-
zess zu beginnen. Formal ist die
Entscheidung über die Entwick-
lungsplanung Angelegenheit
des Präsidiums; freilich können die Se-
nate meist beanspruchen, die Entschei-
dung über die Forschungsschwerpunkte
zu fällen – insoweit besteht eine Kom-
petenzüberschneidung zwischen Präsi-
dium und Senat, die nur kommunikativ
aufzulösen ist. 

Entwicklungsplanungsprozesse sind
jedoch nicht als Einbahnstraßen zu be-
greifen, sie bedürfen der Rückkopplung
zur Artikulation von Interessen, Kritik
und Protest. Nur so lässt sich auch der
unvermeidlich gewordene funktionale
Differenzierungsprozess aktiv angehen
und gestalten. Es gilt, die sich wahr-
scheinlich für eine größere Zahl an Mit-
gliedern der Universität ergebenden
Sorgen einerseits vor einer uner-
wünschten Deklassierung oder Margi-
nalisierung, andererseits vor einer sach-
lich verengten Diskussion aufzugreifen.

9. Kommunikation gestalten
Wandlungsprozesse bedürfen der Kom-
munikation sowohl zur Steigerung des
Sachgehaltes von Reformprozessen als
auch zur Akzeptanzbeschaffung. Nach-
dem der Gesetzgeber die Befugnisse der
Gremienuniversität zurückgeschnitten
und die Verantwortung der Präsidien
und Dekane für die Entwicklung der
Hochschulen entscheidend ausgebaut
und verstärkt hat, obliegt es den exeku-
tiven Stäben, diesen Kommunikations-
prozess zu gestalten. Der Gesetzgeber
hat hierfür keine rechtlich verbindli-
chen Vorgaben, insbesondere auch kei-
ne rechtlichen Befugnisse für die Mit-
glieder der Universität im Interesse ih-
rer Teilnahme an dem Kommunikati-
onsprozess vorgegeben. Deshalb han-
delt es sich notwendig um ein informa-
les Konzept. Aus Sicht der Mitglieder
der Universität ist dabei stets fraglich,
welche wirkliche Rolle ihnen im Rah-
men der Kommunikation zukommt.
Weil dies so ist, ist es Aufgabe der
Hochschulleitung, dies für die einzel-

nen Kommunikationsprozesse klarzule-
gen und nachvollziehbar für die Betei-
ligten zu machen. Für einen glaubwür-
digen Kommunikationsprozess ist Vo-
raussetzung, dass die Gestaltung der
Kommunikationsprozesse Teil einer
sich entwickelnden Hochschulkultur

ist, damit also mehr als ein bloßer Akt
der Gewährung durch die exekutiven
Stäbe.

10. Kommunikationskonzept
Für den Differenzierungsprozess im Zu-
ge der Weiterentwicklung der Entwick-
lungsplanung ist es zweckmäßig, ein
Kommunikationskonzept zu entwi-
ckeln, das die vom Präsidium vorge-
schlagene strategische Entwicklung der
Universität breit diskutiert. Es sollten
die möglichen Zielgruppen innerhalb
der Hochschule für die notwendige
Kommunikation identifiziert und die
Einschätzung ihrer Betroffenheit vorge-
nommen werden. Damit könnte das
Bild geklärt werden, wer als Promotor
oder als Opponent und wer zu der
Gruppe der Unentschlossenen gehört.
Sodann müssten die Kommunikations-
kanäle bestimmt werden, mit denen die
Arten der Kommunikation gestaltet
werden sollen, welche Inhalte und Zeit-
fenster berücksichtigt werden müssen. 

11. Studienbeiträge
Die Einführung von Studienbeiträgen
erfordert ebenso eine breite Diskussion
innerhalb einer Universität. Sie bezieht
sich inhaltlich auf die Verwendung der
eingenommenen Studienbeiträge zur
Verbesserung der Lehre. Darüber hi-

naus gilt es, die Optionen zur
Befreiung von Studienbeiträgen
im Interesse der Entwicklung der
Hochschule zu diskutieren. Die
zuständigen Entscheidungsorga-
ne, Präsidium und Dekanate,
sind gehalten, ihre Vorschläge in
einem breiteren Willensbildungs-

und Diskussionsprozess mit allen Stu-
dierenden der Hochschule zu entwi-
ckeln.

12. Die Reform geht weiter
In den Hochschulen laufen gegenwärtig
eine Reihe weiterer Reform- und Mo-
dernisierungsprozesse. Beispielhaft
kön nen hier genannt werden die Re-
form des Berufungsverfahrens oder die
Einführung von dezentralen Personal-
mittelbudgets. Derartige Reformprozes-
se zielen auf einen nachhaltigen Wandel
in der Erfüllung bisheriger Aufgaben,
der von den beteiligten Mitgliedern in
den Hochschulen verstanden und mit-
getragen werden muss. Derartige Wand-
lungsprozesse bedürfen eines Kommu-
nikationsprozesses, der Voraussetzung
für das Gelingen dieser Reformen ist.
Diesen zu organisieren, ist die Aufgabe
der Hochschulleitung.

Die ausführliche Fassung dieses gekürzten Bei-
trages kann bei der Redaktion von Forschung &
Lehre angefordert werden.
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»Wandlungsprozesse bedürfen der
Kommunikation zur Steigerung des
Sachgehaltes und zur Akzeptanz -
beschaffung.«
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